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1. ANLASS 

Der Bebauunsgplan Nr. 2 mit der Festsetzung einer Wohnbaufläche stammt aus dem Jahr 
1966 und wurde zwischenzeitlich 7-mal geändert.  

Das Flurstück zwischern Erlenweg und Fichtenstraße ist noch nicht bebaut. Mit der 8. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Am westlichen Ortsrand“ beabsichtigt die Gemeinde 
Ried, auf einer Teilfläche des Flurstücks 968/1 eine verdichtete Bebauung mit Geschoss-
wohnungsbau zu ermöglichen. Damit sollen kleine bis mittlere Wohnungsgrößen im 
Hauptort Ried zur Verfügung gestellt werden. 

Die derzeitige rechtskräftige Fassung der 7. Änderung von 2012 setzt den Änderungsbe-
reich als allgemeines Wohngebiet WA 4 fest.  

Der Vorhabenträger beabsichtigt, auf einer Teilfläche des Flurstücks 968/1 zwei Wohnge-
bäude mit jeweils 18 Wohneinheiten und einer gemeinsamen Tiefgarage zu errichten.  

Der Änderungsbeschluss für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan wurde in der Ge-
meinderatsitzung am …………………….. gefasst. 

2. ÜBERGEORDNETE ZIELE 

2.1. Landesentwicklungsprogramm Bayern 2023 

1.1.3 Ressourcen schonen 

(G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert und auf ein dem Prinzip 
der Nachhaltigkeit verpflichtetes Maß reduziert werden. Unvermeidbare Eingriffe sollen. 
Unvermeidbare Eingriffe sollen ressourcenschonend erfolgen. 

(G) Bei der Inanspruchnahme von Flächen sollen Mehrfachnutzungen, die eine nachhaltige 
und sparsame Flächennutzung ermöglichen, verfolgt werden. 

3.1.1 Integrierte Siedlungsentwicklung und Harmonisierungsgebot 

(G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen und bedarfsorientierten 
Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels 
und seiner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung der natürlichen Ressourcen 
und der Stärkung der zusammenhängenden Landschaftsräume ausgerichtet werden. 

(G) Flächen- und energiesparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Be-
rücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

3.1.3 Abgestimmte Siedlungs- und Freiflächenentwicklung 

(G) Auf die Freihaltung geeigneter, gliedernder Freiflächen und Landschaftsräume zum Er-
halt der Biodiversität, zur Anpassung an den Klimawandel und zur Erhöhung der Lebens-
qualität, insbesondere in den stärker verdichteten Bereichen von Städten und Gemeinden, 
soll in der kommunalen Siedlungsentwicklung hingewirkt werden. 

3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung vor-
rangig zu nutzen. 

Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung begründet nicht zur Ver-
fügung stehen. 

3.3 Vermeidung von Zersiedelung – Anbindegebot 

Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Sied-
lungsstruktur sollen vermieden werden. 

2.2. Regionalplan Region Augsburg 

Der Regionalplan der Region Augsburg (9) Regionalplan – Gesamtfortschreibung (2007) 
trifft allgemeine das Planungsgebiet betreffende Aussagen. 
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Fachliche Ziele zu Siedlungswesen: 

Die gewachsene Siedlungsstruktur soll in der Region erhalten und unter Wahrung der na-
türlichen Lebensgrundlagen entsprechend den Bedürfnissen der Bevölkerung weiterentwi-
ckelt werden. Die räumlich unterschiedliche Ausprägung der Siedlungsstruktur soll erhalten 
werden. 

2.3. Bebauungsplan der Innenentwicklung  

Der Geltungsbereich der 8. Änderung umfasst eine Teilfläche des Flurstücks 968/1 von ca. 
2.800 m². Das vorgenannte Flurstück ist noch nicht bebaut und praktisch nach allen Seiten 
von baulicher Nutzung umgeben.  

Nach § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung im be-
schleunigten Verfahren aufgestellt werden. Voraussetzung für die Anwendung des be-
schleunigten Verfahrens der Innenentwicklung gem § 13a BauGB ist es, dass die Flächen 
der Innenentwicklung baulich vorgeprägt sind und als unbeplanter Innenbereich nach § 34 
BauGB angesehen werden können. Dies ist mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung 
der Fall. Mit dem Änderungsbereich von 2.800 m² bleibt die Grundfläche im vorliegenden 
Bebauungsplan deutlich unter der zulässigen Grenze von 20.000 m² überbaubarer Fläche.  

2.4. Flächennutzungsplan  

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Ried stellt das Planungsgebiet als Wohnbaufläche 
dar. 

 

Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan von 1998  
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3. RECHTSKRÄFTIGE 7. ÄNDERUNG 

Die 7. Änderung des Bebauungsplanes in der Fassung vom 07.02.2012 definiert zwischen 
Fichtenstraße und Erlenweg eine Wohnbaufläche WA4 mit Einzel- und Doppelhäuser. Die 
Grundflächenzahl beträgt 0,4 und es gilt eine Geschossflächenzahl von 0,5. Im Geltungs-
breich sind ausschließlich Satteldächer mit einer Neigung zwischen 22° und 35° zulässig.   

Im Änderungsbereich sind derzeit zwei Geschosse mit einer Firsthöhe von 9,5 m möglich. 

Ausschnitt aus rechtskräftigen bebauungsplan von 2012 

4. VER- UND ENTSORGUNG 

Die Fichtenstraße und der Erlenweg erschließen die Fläche. Die Versorgungsanlagen für 
Trinkwasser sowie Löschwasser für den abwehrenden Brandschutz erfolgen über die vor-
handenen Leitungssysteme in den o.g. Straßen. Schmutzwasser wird über die vorhandene 
Kanalisation der Kläranlage Mittlere Paar zugeführt. 

5. ERGÄNZENDE VORSCHRIFTEN ZUM UMWELTSCHUTZ 

Nach § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Für 
die bauliche Entwicklung sind vorzugsweise Flächen wieder nutzbar zu machen, der bauli-
che Bestand zu verdichten oder sonstige Maßnahmen der Innenentwicklung zu ergreifen 
und die Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen. Land- oder forstwirt-
schaftliche genutzte Flächen sind besonders zu schonen. 

Mit der 8. Änderung des Bebauungsplanes werden Flächen herangezogen, die bereits für 
eine Wohnbebauung zur Verfügung stehen. Anstatt der bisher vorgesehenen Einzel- und 
Doppelhausbebauung mit bis zu 10 Wohneinheiten sollen mit dem Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanänderung 36 Wohnungen realsiert werden. Der beanspruchte Boden wird 
damit effektiv genutzt, aber auch zu großen Teilen überbaut und versiegelt.  

6. STANDORTEIGENSCHAFTEN 

Nach dem vorläufigen Geotechnischen Bericht (Crytal Geotechnik 2023) besteht der erkun-
dete Oberboden aus sandigen, humosen, teils schwach tonigen Schluffen bzw. humosen 
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Schluff-Sand-Gemischen. Die darunter liegenden Schichten setzen sich aus schluffigen, 
teils schwach humose Sande, schwach tonigen Schluffen bzw. sandigen Tonen zusammen.  

Darunter folgen schwach schluffige bis schluffige Sande bzw. stark sandige Schluffe. 

 
Lage der Sondierbohrungen  

Grundwasser wurde in allen durchgeführten Bohrungen (Oktober 2022) bis zu einem Ni-
veau von 518.41 m NHN nicht erkundet. Der Austritt von Schichtenwasser ist aber grund-
sätzlich möglich.  

In Bezug auf die hydrogeologische Karte geht der Geotechnischen Bericht von einem ge-
schlossenen Grundwasserspiegel auf einem Niveau von ca. 503 m ü NN aus. Damit ist von 
der Geländeoberkante bis zum geschlossenen Grundwasserspiegel von etwa 20 m auszu-
gehen.  

7. BEGRÜNDUNG ZU DEN FESTSETZUNGEN 

Der Vorhabenbezogene Bebaungsplan dient ausschließlich einer Wohnnutzung. Vorgese-
hen ist der Bau von zwei Wohngebäuden mit jeweils 18 Wohneinheiten. Zwischen den Ge-
bäuden entsteht ein begrünter Innenhof. Unterbaut werden die Gebäude mit einer Tiefga-
rage für insgesamt 66 Pkw. Die im Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen 
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Bebauungsplans zulässige Art der baulichen Nutzung wird gemäß § 12 Abs. 3a BauGB 
unabhängig von den Gebietskategorien der Baunutzungsverordnung entsprechend der tat-
sächlichen geplanten Wohnnutzungen festgesetzt. 

Als Maß der baulichen Nutzung definiert der Vorhabenbezogene Bebauungsplan, die sich 
aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan ergebende Grundfläche GR für die jeweili-
gen Geschosse der beiden Wohngebäude wie auch der Tiefgarage. Zusätzlich gibt der 
Bebauungsplan noch eine Grundfläche für Nebenanlagen einschl. Stellplätzen vor.  

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan ist nicht an die Orientierungsswerte für das Maß 
der baulichen Nutzung nach § 17 BauNVO gebunden. In Bezug zu dem aus der BauNVO 
abgeleiteten Richtwert für für Wohngebiete (GRZ 0,4), ergibt im vorliegenden Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan einer Überschreitung des Orientierungswertes um etwa 25%. 
Dies enspräche einer GRZ von 0,5. Die aus der BauNVO hervorgehenden Maße der bau-
lichen Nutzung können aus städtebaulichen Gründen überschritten werden, wenn die Über-
schreitung durch Umstände oder Maßnahmen ausgeglichen wird, die den allgemeinen An-
forderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse entsprechen und nachteilige Aus-
wirkungen auf die Umwelt vermieden werden.  

Diese städtebaulichen Gründe ergeben sich aus einer verdichteten Bauweise und der Be-
reitstellung von insgesamt 36 Wohnungen auf etwa 2.800 m² Baufläche. Damit werden 
zentrale Anforderungen einer zukunftsorientierten Siedlungsentwicklung durch die Ge-
meinde aufgegriffen und der sparsame Umgang mit Grund und Boden umgesetzt. Gegen-
über der bisgerigen Nutzungsform mit Einzel- und Doppelhäuser kann deutlich mehr Wohn-
raum auf gleicher Fläche verwirklicht und zudem auch die häufige Nachfrage nach kleineren 
Wohnungen befriedigt werden.  

Die mit dem Vorhaben verbundene umfangreiche Überbauung und Versiegelung ergibt sich 
im Wesentlichen auch durch die die beiden Wohngebäude unterbaute Tiefgarge mit etwa 
2.250 m² Fläche. Diese ermöglicht wiederum, einen Großteil der nach der Satzung der Ge-
meinde erforderliche Stellplätze für Pkw unterirdisch bereitzustellen. Weitere Parkmöglich-
keiten sind entlang der Fichtenstraße und des Erlenweges am westlichen Geltungsbereich 
vorgesehen. Diese befinden sich teils innerhalb der Flurstücke der Fichtenstraße und es 
Erlenweges und damit auf öffentlichem Grund. 

Zur Vermeidung nachhaltiger Auswirkungen auf die Umwelt sind die Flachdächer der Ge-
bäude extensiv zu begrünen. Hier ist von einer Dachfläche von 880 m² auszugehen. Ergän-
zend werden die nicht von Gebäuden überbaute Tiefgarage begrünt. Dies betrifft eine Flä-
che von mind. 450 m². Damit entstehen im Änderungsbereich etwa 1.330 m² begrünte Flä-
che, die den Anteil der Vollversiegelung reduziert. Zudem sind die begrünten Flachdächer 
und Flächen ein wichtiges Element einer optimierten Niederschlagswasserbewirtschaftung. 
Sie verringern und verzögern den Abfluss von Niederschlagswasser, tragen zur Verduns-
tung bei und Reduzieren die kleinklimatischen Auswirkungen der kompakten Bebauung im 
Siedlungsbereich.  

Der für die Bebauung vorgesehene Bereich zwischen der Fichtenstraße und dem Erlenweg 
weist einen Höhenunterschied von etwa 3 bis 4 m auf. Die dreigeschossigen Gebäude ge-
ben den topografischen Geländeverlauf von Süd nach Nord wieder. Hierzu trägt auch die 
Abstufung der Höhenentwicklung im Baufeld 1 (1a und 1b) mit bei.  

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan definiert für die Gebäude die max. zulässige Ge-
bäudehöhe in Meter über NN für die jeweilige Oberkante Attika. Diese teilen sich gem. 
Planzeichnung in die Baufelder 1 und 2 auf. Der „Zwischenbau“ (BF 1b) im Baufeld 1 ver-
mittelt zur Gebäudehöhe im Baufeld 2. Die erlaubten Höhen von 534.90 m üNN im BF1a 
und 531.75 m üNN im BF 2 dürfen für Dachaufbauten für Fahrstühle bzw. die Lichtkuppeln 
der Treppenhäuser sowie sonstige Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung um max. 
1 m überschritten werden.  

Die Erdgeschosshöhen orientieren sich an den Höhen der Fichtenstraße bzw. des Erlen-
weges. Vom Erlenweg aus erfolgt die Zufahrt zur Tiefgarage. Diese bildet im BF 2 damit 
das Untergschoss. Durch das nach Süden ansteigende Gelände ergibt sich im BF1 ein 
weiteres Geschoss (UG1) zwischen Tiefgarage und dem an der Fichtenstraße ausgerich-
tetem Erdgeschoss. Diese Räumlichkeiten werden von Norden und Westen her belichtet 
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und sind teilweise funktional den Wohnungen (W2 und W3) im Erdgeschoss zugeordnet, 
stehen den Bewohnern für Gemeinschaftseinrichtungen (Fitnessraum) oder als Keller-
räume zur Verfügung, bzw. dienen der Hausverwaltung als Büro-, Haustechnik- und Lager-
räume.  

Die mit dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan entstehenden Gebäudetypen werden 
sich deutlich in Kubatur und Umfang von der bestehenden Bebauung mit Einzel- und Dop-
pelhäuser unterscheiden. Die bisher im Gebiet vorhandene und durch den Bebaungsplan 
Nr. 2 vorgebene Dachlandschaft mit Satteldächer wird mit der 8. Änderung aufgegeben und 
mit Flachdächern ergänzt. Durch die gegenüber den darunterliegenden Stockwerken zu-
rückgesetzten Wände der 2. Obergeschosse wirken die Wandhöhen der Flachdachge-
bäude allerdings gedrungener und damit nicht wesentlich höher als die Wände der benach-
barten zweigeschossigen Wohngebäude.  

8. VERKEHRSENTWICKLUNG 

Der Änderungsbereich wird durch die bestehende Fichtenstraße und den Erlenweg er-
schlossen. Nach der Stellplatzsatzung der Gemeinde Ried sind für das Vorhaben 80 Stell-
plätze herzustellen. Innerhalb der Tiefgarage werden 66 Stellplätze und oberflächig entlang 
der Erschließungsstraßen weitere 14 Stellplätze zur Verfügung gestellt.  

Die Tiefgaragenzufahrt befindet sich im Norden am Erlenweg. In diesem Bereich ist mit 
zusätzlichen Verkehrsbewegungen und -immissionen zu rechnen, die deutlich über die bis-
herige Nutzungsform mit Einzel- und Doppelhäuser für das Gebiet hinausgeht.  

Innerhalb der Gebäude entstehen Wohnungen zwischen etwa 32 m² und 120 m². Die Hälfte 
der Wohnungen ist größer als 60 m². Insgesamt ist von Wohnraum für etwa 90 Personen 
auszugehen.  

Einen Anhaltspunkt der zu erwartenden verkehrlichen Belastungen durch An- und Abfahren 
liefert die Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Arbeitsgruppe Ver-
kehrsplanung mit den Hinweisen zur Schätzung des Verkehrsaufkommens von Gebietsty-
pen aus dem Jahr 2006.  

Zur Abschätzung von Verkehrsbewegungen definiert sich die Wegehäufigkeit für montags 
bis freitags und bezogen auf alle Bewohner ab 0 Jahren. Bei neuen Wohngebieten liegt die 
Häufigkeit bei 3,5 bis 4 Wege pro Werktag. Der Anteil an motorisiertem Individualverkehr 
beträgt zwischen 30 und 70% und ist abhängig von der jeweiligen Situation im Plangebiet 
und der Verfügbarkeit des ÖPNV. Der Besetzungsgrad eines Pkw wird mit 1,5 im Mittel 
angenommen.  

Für nachfolgende Modellrechnung werden in einem Worstcase-Szenario die jeweils höchs-
ten Werte (Motorisierungsgrad 70% und 4 Fahrten/Werktag) zugrunde gelegt.  

• 90 Personen 

• 4 Wege / Werktag 

• Motorisierungsgrad 70% 

• 1,5 Personen / Fahrzeug  

90 Personen x 4 Wege x 0,7 /1,5 =168 Fahrbewegungen 

Aus o.g. Parameter lassen sich für 90 Personen somit ca. 170 motorisierte Fahrbewegun-
gen täglich ableiten, die sich auf die vorhandenen Erschließungsstraßen mit Anbindung an 
die Hörmannsberger Straße und die Bachernstraße verteilen.  

Die Zunahme des Verkehres bzgl. Lärmschutz ist prinzipiell auch für Grundstücke außer-
halb des Bebauungsplanes in die Abwägung einzubeziehen, wenn die Belastung infolge 
eines Bebauungsplanes ansteigt. Ist der planbedingte Zusatzlärm allerdings nur geringfügig 
oder der Verkehr wirkt sich nur unwesentlich auf Grundstücke aus, muss die Gemeinde 
diesen Belang nicht in der Abwägung berücksichtigen (BayVGH Urteil v. 27.04.2016 – 9 N 
13.1408 und Urteil vom 09.03.2020 – 15 N 19.210).  

Der Hessische Verwaltungsgerichtshof - Beschluss vom 05.02.2015 – 4 B 1756/14N – führt 
zur „Geringfügigkeit“ aus: 
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„Insgesamt dürfte der Schwellenwert der Geringfügigkeit bei der Zunahme von Verkehrs-
lärm nach dieser Rechtsprechung der Bausenate des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs 
also bei etwa 200 zusätzlichen Fahrzeugbewegungen am Tag anzusetzen sein.“ 

Die Gemeinde Ried geht im vorliegenden Fall davon aus, dass die verdichtete Bebauung 
im Wohngebiet keine erheblichen Lärmbelastungen für die Anwohner am Erlenweg oder 
darüber hinaus herbeiführt. Zudem ist durch die zunehmende Elektromobilität von weniger 
Verkehrslärm im Siedlungsbereich auszugehen. 

9. ABSTANDSFLÄCHEN 

Der Vorhabenbezogen Bebaungsplan trifft eine differenzierte Regelung zu den Gebäude-
abständen.  

Zu den benachbarten Grundstücken gilt die Abstandsflächenregelung der BayBO. 

Zwischen den Baugrenzen sind zur Umsetzung der vorgesehenen Geschosse Abweichun-
gen zur Abstandsflächenregelung der Gemeinde und der BayBO erforderlich. In den bei-
den Baufeldern geben deshalb - unabhängig von der jeweiligen Gebäudehöhe - die Bau-
grenzen die Abstandsflächen zwischen den beiden Baukörpern vor.  

Mit den eng gefassten Baugrenzen verbleibt zwischen den am nächsten gelegenen Gebäu-
dekanten ein Mindestabstand von mind. 7 m. Die im BF 1b auf 532.10 m üNN begrenzte 
Gebäudehöhe stellt zum nördlich folgenden Baukörper einen uneingeschränkten Lichtein-
fallswinkel von mind. 45 Grad sicher. Mit der L-förmigen Ausbildung der Gebäude ergeben 
sich zwischen dem Baufeld 1a und dem Baufeld 2 Abstände zwischen den Fassaden von 
18 m bis zu 26 m. Trotz der Höhe von 534.90 m üNN im BF 1 und dem nach Norden hän-
genden Gelände ist durch die Abstände auch hier ein uneingeschränkten Lichteinfallswinkel 
von mind. 45 Grad vorhanden. Damit werden die mit den Abstandsflächenvorschriften der 
BayBO geschützten Belange, Belichtung, Belüftung, Brandschutz und sozialer Wohnfrie-
den nicht unzumutbar beeinträchtigt. 

10. ENTWÄSSERUNG 

Die Entwässerung erfolgt über das vorhandene Mischsystem. Eine Versickerung von Nie-
derschlagswasser ist im Gebiet aufgrund der anstehenden Böden kaum möglich. Von der 
Gemeinde Ried wird aber beabsichtigt, im Siedlungsbereich mittelfristig ein Trennsystem 
einzurichten.  

Bis dahin erfolgt die Ableitung von Niederschlagswasser wie bisher in den Mischkanal unter 
Berücksichtigung der Abflussrückhaltung durch die extensive Dachbegrünung.  
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